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VorbTätl 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

In seiner jetzigen Fassung ermöglicht das Pflanzenschutzgesetz, 
im Verordnungswege nur gegen die Anwendung von zugelasse- 
nen Pflanzenschutzmitteln vorzugehen. Gegen nichtzugelassene 
und damit nichtverkehrsfähige Stoffe kann bisher nicht ein- 
geschritten werden. Dadurch kann nicht unterbunden werden, 
daß mit anderer Zweckbestimmung gehandelte gefährliche 
Stoffe erworben und als Pflanzenschutzmittel angewendet 
werden. 

Ferner können Umweltschäden auftreten durch importiertes 
Saat- oder Pflanzengut oder Erde, die mit gefährlichen Pflanzen- 
schutzmitteln behandelt worden sind. 


B. Lösung 

Die einschlägigen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen sollen entsprechend erweitert werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

— Drucksache VI/1474 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bittelmann 


I. Allgemeines 

Der am 25. November 1970 eingebrachte Entwurf 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 84. Sit- 
zung am 9. Dezember 1970 ohne Aussprache an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend, sowie an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit, an den Innenausschuß und 
an den Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 
Nach Behandlung in den mitberatenden Ausschüs- 
sen ließ der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten die Vorlage zunächst in einem Unter- 
ausschuß unter dem Vorsitz des Berichterstatters be- 
raten. In seiner Sitzung am 6. Mai 1971 hat der Aus- 
schuß seine Beratungen abgeschlossen. 

Im Vordergrund des Entwurfs steht die Neufas- 
sung des § 6 des Pflanzenschutzgesetzes. Diese Vor- 
sctirift enthielt bisher nur die Ermächtigung, im Ver- 
ordnungswege gegen die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln vorzugehen, die von der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft zuge- 
lassen worden sind. Gegen die Verwendung nicht- 
zugelassener und damit nicht verkehrsfähiger Stoffe 
im Pflanzenschutz konnte bisher nicht eingeschritten 
werden. Es konnte daher bisher nicht unterbunden 
werden, daß mit anderer Zweckbestimmung gehan- 
delte Stoffe erworben und als Pflanzenschutzmittel 
benutzt wurden. 

Soweit der Ausschuß den Entwurf oder die von 
der Bundesregierung gebilligten Abänderungsvor- 
schläge des Bundesrates übernommen oder sie ledig- 
lich redaktionell geändert hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs — Drucksache VI/ 1474 — S. 4 ff. 
verwiesen. 


11. Zu den Ausschußbeschlüssen 

Artikel 1 
Zu Nummer 3 

Der Stellungnahme des Bundesrates folgend hat 
der Ausschuß in § 3 Abs. 1 des Pflanzenschutz- 
gesetzes eine Nummer 18 angefügt, durch die der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, ersatzweise die Landesregierungen (Ab- 
satz 2), ermächtigt werden, durch Rechtsverordnung 
Bienenschutzausschüsse einzusetzen. 

Zu Nummer 3 a 

Der Anschuß stimmte der gleichfalls vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen Erweiterung in § 4 Nr. 1 
Buchstabe a zu, die der Vereinfachung der Pflanzen- 
beschau bei der Einfuhr über einen Freihafen dient. 

Zu Nummer 4 

Der Vorschlag des Bundesrates, in § 5 einen neuen 
Absatz 3 anzufügen, nach dem die zuständigen Lan- 
desbehörden selbst Bekämpfungsmaßnahmen durch- 
führen können und der Grundstücksbesitzer solche 
Maßnahmen dulden muß, fand in den mitberatenden 
Ausschüssen und im federführenden Ausschuß keine 
Zustimmung. Ein so weitgehender Eingriff entspricht 
nicht dem System des Pflanzenschutzgesetzes, und 
ein dringendes Bedürfnis hierfür ist nicht erkennbar. 

Zu Nummer 5 

Die Neufassung des § 6 hat in den Beratungen der 
Ausschüsse einen breiten Raum eingenommen. Das 
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Pflanzenschutzgesetz ist von dem Grundsatz be- 
herrscht, daß Pflanzenschutzmittel für den Verkehr 
zugelassen werden müssen (§§ 7 ff.). Ergänzend hier- 
zu kann nach § 6 zur Gefahrenabwehr aber auch die 
Anwendung zugelassener Mittel geregelt werden. 
Diese Vorschrift ist jedoch bisher in doppelter Hin- 
sicht unzureichend gewesen: sie ist zum einen be- 
schränkt auf zugelassene Pflanzenschutzmittel und 
zum anderen auf die Anwendung an Pflanzen, die 
Lebens- oder Futtermittel werden sollen. Nach bis- 
herigem Recht war es also nicht möglich, bestimmte 
gefährliche Stoffe von der Anwendung im Pflanzen- 
schutz auszuschließen, die wegen ihrer Gefährlich- 
keit erst gar nicht als Pflanzenschutzmittel zugelas- 
sen waren. Ferner war es auch nicht möglich, Anwen- 
dungsverbote und -beschränkungen zu erlassen un- 
ter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes, etwa 
zum Schutze des Grundwassers vor gesundheitsge- 
fährdenden Infiltrationen. 

Diese Gesetzeslücken sind mit der vorliegenden 
Neufassung ausgefüllt worden. In den Beratungen 
nahm der Vorschlag des Bundesrates einen breiten 
Raum ein, Absatz 2 Satz 2 zu streichen, der es ver- 
bietet, das bei der Zulassung des Pflanzenschutzmit- 
tels durch die Biologische Bundesanstalt vorgesehene 
Anwendungsgebiet durch Rechtsverordnung des 
Bundesminiters wieder auszuschließen. Durch diese 
Vorschrift sollten widersprüchliche Entscheidungen 
über den Anwendungsbereich eines Pflanzenschutz- 
mittels durch die Zulassungsbehörde und den Bun- 
desminister vermieden werden. 

Die Befürworter der Streichung, zu denen der mit- 
beratende Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit gehört, wiesen demgegenüber darauf hin, 
daß die Zulassungsbehörde dem Bundesminister 
nachgeordnet ist und von ihm notfalls angewiesen 
werden kann zu widerrufen. Ohne die Streichung 
des Absatzes 2 Satz 2 bestehe ferner die Gefahr, daß 
der vom Zulassungswiderruf Betroffene diesen im 
Rechtsmittelwege mit aufschiebender Wirkung an- 
fechte und damit das Wirksamwerden eines An- 
wendungsverbotes hinausschiebe, bis er seine Be- 
stände abgesetzt und seine Produktion umgestellt 
hätte. 

Durch die Streichung bleibe dem Bundesminister 
die Möglichkeit, trotz anhängigen Rechtsmittelver- 
fahrens wegen des Widerrufs einer Zulassung gegen 
das betreffende Pflanzenschutzmittel mit einer Ver- 
botsverordnung nach § 6 vorzugehen. 

Der vom Ausschuß gebildete Unterausschuß hat 
sich der vom mitberatenden Rechtsausschuß und den 
betroffenen Wirtschaftskreisen vertretenen Auffas- 


sung, die Streichung führe zu einer unvertretbaren 
Beschneidung des Rechtsschutzes der Betroffenen, 
nicht verschließen können und zu einem neuen Ab- 
satz 3 einen Kompromiß gefunden, der in einer 
Erweiterung des umstrittenen Absatzes 2 Satz 2 des 
Entwurfs besteht. Danach bleibt es bei dem Grund- 
satz, daß ein Anwendungsverbot im Wege der 
Rechtsverordnung einer erteilten Zulassung nicht 
widersprechen darf. Wird jedoch eine Zulassung zu- 
rückgenommen oder widerrufen, so kann ein Anwen- 
dungsverbot durch Rechtsverordnung ergehen. Der 
Betroffene kann dann gegen die Rücknahme oder 
den Widerruf den Verwaltungsrechtsweg beschrei- 
ten. Obsiegt er, so ist die Verordnung nicht mehr 
anwendbar und verliert dann insoweit mit Wirkung 
für die Zukunft ihre Gültigkeit. Zur Klarstellung 
sollte dann jedoch die Verordnung auch förmlich 
aufgehoben oder entsprechend geändert werden. 

Diese Lösung ist ein ausgewogener Kompromiß 
zwischen den Interessen eines wirksamen Gesund- 
heits- und Umweltschutzes im Rahmen des Pflanzen- 
schutzes und einer Sicherung gegen zu weitgehende 
Eingriffe des Staates in die Rechtssphäre des Staats- 
bürgers. 

Zu Nummer 8 

§ 14 regelt die Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln durch Lohnunternehmer. Dem Rechtsaus- 
schuß folgend wurde das Wort „Pflanzenschutzmaß- 
nahmen" durch „Maßnahmen des Pflanzenschutzes 
und des Vorratsschutzes" ersetzt. 

Zu Nummer 13 

Da die Beratungen des Entwurfs im Bundestag 
nicht bis 15. Mai 1971 abgeschlossen werden konn- 
ten, waren die Übergangsvorschriften des § 30 
Abs. 3 und 4 bis zum 15. Mai 1972 zu verlängern. 

Hiermit ist die vorläufige Zulassung eines Pflan- 
zenschutzmittels nach Absatz 3 a. a. O., das vor dem 
16. Mai 1971 in den Verkehr gebracht worden ist, 
längstens bis zum 15. Mai 1972 verlängert, sofern 
nicht vorher die endgültige Zulassung unanfechtbar 
abgelehnt wird. 

Zugelassene Pflanzenschutzmittel, die vor Inkraft- 
treten des Pflanzenschutzgesetzes bereits im Ver- 
kehr waren, dürfen bis zu diesem Zeitpunkt auch 
dann noch gehandelt werden, wenn ihre Kennzeich- 
nung nicht dem § 12 entspricht. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf, wie vom Ausschuß beschlossen, an- 
zunehmen. 


Bonn, den 19. Mai 1971 


Bittelmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 'VI/1474 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzmiehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 19. Mai 1971 


Der Ausschuß für Emährungi Landwirtschaft 
und Forsten 

Bewerunge Bittelmann 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

— Drucksache VI/1474 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(9. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedes9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzensdiutzgesetzes 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzensdiutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz besdilosen: 

A r 1 1 fc e 1 1 

Das Pflanzenschutzgesetz vom 10. Mai 1968 (Bdn- 
desgesetzbl. I S. 352), geändert durdi das Einfüh- 
rungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zum Pflanzenschutz und zum Vorrats- 
sdiutz gehören auch die Verwendung und der 
Sdiutz von Tieren, Pflanzen und Viren, durdi 
die Sdiadorganismen oder Krankheiten be- 
kämpft werden können. Zum Bekämpfen ge- 
hört auch das Verhüten des Auftretens oder 
der Ausbreitung von Sdiadorganismen oder 
Krankheiten." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) sdiädliche Pilze, Bakterien und andere 
Mikroorganismen sowie schädliche Vi- 
ren,"? 

b) hinter Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt; 

„3 a) Zusatzstoffe: Stoffe und Zubereitungen 
aus Stoffen, die dazu bestimmt sind, 
Pflanzenschutzmitteln zugesetzt zu 
werden, um deren Eigenschaften oder 
deren Wirkungsweise zu verändern?". 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlosen: 

A r t i k € 1 1 

Das Pflanzenschutzgesetz vom 10. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 352), geändert durch das Einfüh- 
rungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl, I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte ,, Bundes- 
minister für Gesundheitswesen" durch die 
Worte „Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" ersetzt; 

b) in Absatz 1 Nr. 4 und 17 werden jeweils die 
Worte „oder zur Verhütung des Auftretens 
oder der Ausbreitung" gestrichen. 


4. In § 5 Abs. 1 werden die Worte .„Bundesmini- 
ster für Gesundheitswesen" durch die Worte 
„Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit" ersetzt. 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§6 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit und für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates 

1. die Anwendung bestimmter Pflanzenschutz- 
mittel oder von Pflanzenschutzmitteln mit 
bestimmten Stoffen zu verbieten oder zu 
beschränken, 

2. die Einfuhr von Saatgut, Pflanzgut und Erde 
zu verbieten oder zu beschränken, wenn sie 
mit Pflanzenschutzmitteln behandelt worden 
sind, die unter eine Regelung nach Num- 
mer 1 fallen, 

soweit dies zum Schutze der menschlichen Ge- 
sundheit oder zur Abwehr von Schäden erfor- 
derlich ist, die bei der Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln oder bei der Verwendung von 
Saatgut, Pflanzgut oder Erde, die mit Pflanzen- 
schutzmitteln behandelt worden sind, insbeson- 
dere für die Gesundheit von Tieren entstehen 
können. 

(2) Soweit durch Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1 die Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln beschränkt wird, können insbesondere 
Zweck, Art, Zeit und Verfahren der Anwen- 
dung des Pflanzenschutzmittels, die aufzuwen- 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) in Absatz 1 wird folgende Nummer 18 an- 
gefügt: 

„18. Vorschriften über die Bestellung von 
Bienenschutzausschüssen und deren 
Aufgaben sowie über die Rechte und 
Pflichten der Ausschußmitglieder zu 
erlassen.“ 

3 a. In § 4 Nr. 1 Buchstabe a werden nach dem 
Wort „Genehmigung“ die Worte „oder An- 
meldung“ eingefügt. 

4. unverändert 


5. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§6 

(1) unverändert 


(2) Soweit durch Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1 die Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln beschränkt wird, können insbesondere 
Zweck, Art, Zeit und Verfahren der Anwen- 
dung des Pflanzenschutzmittels, die aufzuwen- 
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Entwurf 

dende Menge sowie nach der Anwendung ein- 
zuhaltende Wartezeiten vorgeschrieben werden. 
Das bei der Zulassung des Pflanzenschutzmittels 
vorgesehene Anwendungsgebiet darf durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 nicht ausge- 
schlossen werden/' 


6. § 1 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Forschungs-, Untersuchungs- 
oder Ausstellungszwecken“ werden durch 
die Worte „Forschungs-, Untersuchungs-, 
Versuchs- oder Ausstellungszwecken“ er- 
setzt; 

b) folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Genehmigung kann mit Auflagen ver- 
bunden werden.“ 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „gewerbs- 
mäßig nur vertrieben werden“ durch die 
Worte „nur eingeführt oder gewerbsmäßig 
vertrieben werden“ ersetzt; 

b) hinter Absatz 2 wird folgender neuer Ab- 
satz 3 eingefügt: 

„(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Erleichterung des Ver- 
kehrs mit Pflanzenschutzmitteln, soweit es 
mit dem Schutz des Verbrauchers vereinbar 
ist, für Kleinpackungen Ausnahmen von Ab- 
satz 1 zuzulassen.“; 

c) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

8. § 14 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung die näheren Vorschrif- 
ten zu erlassen 

1. über die Anzeige nach Absatz 1 und das An- 
zeigeverfahren, 

2. über Maßstäbe und Verfahren für den 
Nachweis der erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse und Erfahrungen; sie können 
hierbei die Wirksamkeit und die sonstigen 
Auswirkungen der Pflanzenschutzmaßnah- 
men und den Arbeitsschutz berücksichtigen.“ 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

dende Menge sowie nach der Anwendung ein- 
zuhaltende Wartezeiten vorgeschrieben werden. 


(3) Das bei der Zulassung eines Pflanzen- 
schutzmittels vorgesehene Anwendungsgebiet 
darf durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 
nicht ausgeschlossen werden, es sei denn, daß 
zuvor die Zulassung nach § 9 zurückgenommen 
oder widerrufen worden ist. Wird die Zurück- 
nahme oder der Widerruf der Zulassung rechts- 
kräftig aufgehoben, so ist die Rechtsverord- 
nung insoweit nicht mehr anzuwenden." 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 14 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die näheren Vorschrif- 
ten zu erlassen 

1. unverändert 

2. über Maßstäbe und Verfahren für den 
Nachweis der erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse und Erfahrungen; sie können 
hierbei die Wirksamkeit und die sonstigen 
Auswirkungen der Maßnahmen des Pflan- 
zenschutzes und des Vorratsschutzes und 
den Arbeitsschutz berücksichtigen.“ 
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Entwurf 

9. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird der abschließende Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Num- 
mer 7 angefügt: 

„1. die Prüfung der Eignung von Geräten 
für den Pflanzenschutz und den Vorrats- 
schutz." ; 

b) Absatz 3 Nr. 1 wird gestrichen; die bisheri- 
gen Nummern 2 und 3 werden Nummern 1 
und 2. 

10. Hinter § 22 wird folgender § 22 a eingefügt: 

.§ 22 a 

Die §§ 6, 7, 8 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 2 bis 4, 
§§ 9 bis 14, 18 Abs. 2 Nr. 3, § 20 Abs. 1 und § 22 
Abs. 2 gelten für Zusatzstoffe entsprechend,". 

11. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Zitat „§§ 3, 4, 6 oder 
11 Abs. 1" durch das Zitat „§§ 3, 4, 5 Abs. 1, 
§§ 6 oder 11 Abs. 1" ersetzt; 


b) die Nummern 4 bis 6 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„4. entgegen § 7 Abs. 1 nicht zugelassene 
Pflanzenschutzmittel oder entgegen § 7 
Abs. 1 in Verbindung mit § 22 a nicht 
zugelassene Zusatzstoffe einführt oder 
gewerbsmäßig vertreibt oder eine Auf- 
lage nach § 7 Abs. 4 Satz 2, § 8 Abs. 4 
oder § 11 Abs. 2 Satz 2, jeweils auch in 
Verbindung mit § 22 a, nicht oder nicht 
vollständig erfüllt, 

5. Pflanzenschutzmittel ohne die in § 12 

Abs. 1 oder Zusatzstoffe ohne die in 
§ 12 Abs. 1 in Verbindung mit § 22 a 
vor geschriebene Kennzeichnung ge- 

werbsmäßig vertreibt, 

6. entgegen § 13 Pflanzenschutzmittel oder 
entgegen § 13 in Verbindung mit,§ 22 a 
Zusatzstoffe, die für die Ausfuhr be- 
stimmt sind, nicht von den für die Ver- 
wendung innerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes bestimmten Pflan- 
zenschutzmitteln oder Zusatzstoffen ge- 
trennt hält oder nicht entsprechend 
kenntlich macht,". 

12. Es werden folgende neue 26 und 26 a ein- 
gefügt: 

„§26 

Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz, die 
ausschließlich der Durchführung von Richtlinien 


Beschlüsse des 9. Ausschuss 
9. unverändert 


10. unverändert 


11. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

ai) in Nummer 3 wird das Zitat „§ 5" 
das Zitat „§ 5 Abs. 2" ersetzt; 

b) unverändert 


12. Es wird folgender neuer § 26 a eingefügt: 


durch 


7 



Drucksache VI/2212 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

oder Entscheidungen des Rates oder der Korn- 
mission der Europäischen Gemeinschaften die- 
nen, bedürfen nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates. 

§ 26 a 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates auf 
Grund der Verordnung über die Schädlingsbe- 
kämpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 29. Ja- 
nuar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 165) erlassene 
Rechtsverordnungen aufzuheben." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels 1 Nr. 10 am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Artikel 1 Nr. 10 tritt am 1. Januar 1972 in 
Kraft. 

(2) Zusatzstoffe, die bereits vor dem 1. Januar 
1972 im Geltungsbereich dieses Gesetzes vertrieben 
worden sind, gelten als vorläufig zugelassen, sofern 
der Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer 
bis zum 31. Dezember 1971 die Zulassung der Zu- 
satzstoffe beantragt. Die vorläufige Zulassung gilt 
bis zur Entscheidung über den Zulassungsantrag, 
längstens bis zum 31. Dezember 1973. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


.§ 26 a 

unverändert 


13. § 30 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Pflanzenschutzmittel, die vor dem 16. Mai 
1971 vom Hersteller, Vertriebsunternehmer 
oder Einführer an andere überlassen worden 
sind, dürfen über diesen Zeitpunkt hinaus, 
längstens bis zum 15. Mai 1972, weiter ver- 
trieben werden, sofern nicht die Zulassung 
unanfechtbar abgelehnt ist." 

2. Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Pflanzenschutzmittel, die vor Inkraft- 
treten des § 12 Abs. 1 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes vertrieben worden sind, dür- 
fen bis zum 15. Mai 1972 ohne die in § 12 
Abs. 1 vorgeschriebene Kennzeichnung ver- 
trieben werden." 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 9. Ausschusses 

(3) Zusatzstoffe, die vor dem 1. Januar 1972 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes vom Hersteller, 

Vertriebsunternehmer oder Einführer in Packungen 
oder Behältnissen an andere überlassen worden 
sind, dürfen bis zum 31. Dezember 1973 oime die 
in § 12 Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes in Verbin- 
dung mit Artikel 1 Nr. 10 dieses Gesetzes vorge- 
schriebene Kennzeichnung vertrieben werden. 
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